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Einleitung
Die hier genannten Fallbeispiele dürften in der Praxis
nicht ungewöhnlich sein.

Rechtlich sind zunächst 2 Ebenen zu unterscheiden:
▪ die Geschäftsfähigkeit von Patientinnen und
▪ deren Einwilligungsfähigkeit [1].

Während die Geschäftsfähigkeit darüber entscheidet,
ob jemand rechtswirksam einen finanziell verpflichten-
den Behandlungsvertrag abschließen kann, betrifft die
Einwilligungsfähigkeit die Frage, ob jemand vom
Selbstbestimmungsrecht selbstständig Gebrauch
machen und in die Behandlung – entsprechend seinem

individuellen geistig-seelischen Entwicklungsstand –
wirksam einwilligen kann.

Beides ist für Behandelnde von erheblicher Bedeutung:
Nur durch einen wirksam geschlossenen Behandlungs-
vertrag entsteht der Vergütungsanspruch, und nur
durch eine ordnungsgemäße Aufklärung und wirksame
Einwilligung wird die Behandlung rechtlich zulässig,
was vor straf- und berufsrechtlichen Sanktionen und zi-
vilrechtlichen Haftungsrisiken schützt.

Abschluss des Behandlungsvertrags
Für den Abschluss eines Behandlungsvertrags gemäß §
630a BGB ist es entscheidend, ob die Patientin ge-
schäftsfähig ist, d. h. einen Vertrag wirksam abschlie-
ßen kann (Abb. 1). Minderjährige bis zur Vollendung
des 7. Lebensjahres sind geschäftsunfähig (§ 104 Nr. 1
BGB). Minderjährige zwischen 7 und 18 Jahren sind be-
schränkt geschäftsfähig (§ 106 BGB). Das bedeutet,
dass einige Geschäfte, darunter rechtlich lediglich vor-
teilhafte Geschäfte (§ 107 BGB), von ihnen selbst abge-
schlossen werden können. Behandlungsverträge sind
jedoch grundsätzlich in Teilen rechtlich nachteilhaft,
weil sie eine Vergütungspflicht auslösen [2]. Bei ge-
setzlich versicherten Patientinnen richtet sich der Ver-
gütungsanspruch allerdings nicht gegen diese, sondern
gegen die Kassenärztliche Vereinigung. Damit entsteht
der minderjährigen GKV-Patientin durch den Behand-
lungsvertrag kein rechtlicher Nachteil [3]. Im Falle
nicht ausschließlich rechtlich vorteilhafter Verträge be-
darf die Willenserklärung von beschränkt Geschäftsfä-
higen entweder der Einwilligung gem. § 107 BGB (vor-
herige Zustimmung) oder der Genehmigung gem. §
108 BGB (nachträgliche Zustimmung) des gesetzlichen
Vertreters (▶Abb.1).

Sucht die Minderjährige, wie in Beispiel 2, den Psycho-
therapeuten allein auf, kommt es daher zunächst auf
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In der ambulanten oder stationären psychiatrischen oder psychotherapeutischen
Versorgung von Kindern und Jugendlichen ist es keine Seltenheit, dass Behan-
delnde minderjährige Patient:innen mit getrennt sorgeberechtigten Eltern be-
handeln. Es besteht dann die Frage: Wer schließt den Behandlungsvertrag ab?
Wer muss in die Behandlung einwilligen und ist entsprechend aufzuklären? Der
Beitrag dient als rechtliche Orientierungshilfe für solche Fälle.

FALLBEISPIELE

1. Die Mutter des 13-jährigen Niklas bringt ihn in die Praxis
einer Psychotherapeutin. Auf Nachfrage erklärt sie, dass der
Vater, von dem sie getrennt sei, sich das Sorgerecht aber
teile, einverstanden sei. Nach Einwilligung und Aufklärung
der Mutter wird Niklas behandelt. Während dieser Zeit tritt
der Vater nicht in Erscheinung und ist auch nicht erreichbar.

2. Die 17-jährige Lena, die gesetzlich krankenversichert ist,
sucht die Praxis eines Psychotherapeuten allein auf. Sie leidet
unter den Folgen der Trennung ihrer Eltern und möchte
nicht, dass diese von ihren psychischen Problemen erfahren.
Der Therapeut ist davon überzeugt, dass Lena eine eigenver-
antwortliche Entscheidung treffen kann. Er dokumentiert
dies und beginnt nach Aufklärung und Einwilligung durch die
junge Frau eine Behandlung.

3. Die Eltern der 10-jährigen Charlotte haben sich getrennt,
suchen jedoch gemeinsam mit Charlotte eine Psychothera-
peutin auf. Nachdem die Eltern aufgeklärt wurden und in die
Behandlung eingewilligt haben, beginnt diese, ohne dass
Charlotte die geplante Therapie erklärt wurde.
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das Alter an. Geschäftsunfähige Kinder können keinen
wirksamen Vertrag schließen. Bei beschränkt Ge-
schäftsfähigen, wie im Falle der 17-jährigen Lena,
kommt es nur zum Vertragsschluss, wenn eine Zustim-
mung der Sorgeberechtigten vorliegt oder die Minder-
jährige gesetzlich versichert ist.

Merke
Gesetzlich versicherte Minderjährige ab 15 Jahren
können einen Behandlungsvertrag im eigenen Na-
men abschließen, sofern sie ihre Versichertenkarte
vorlegen.

Wenn die Minderjährige privat krankenversichert ist,
kann sie ohne die Zustimmung der Sorgeberechtigten
keinen wirksamen Behandlungsvertrag schließen.

Merke
Sind beschränkt geschäftsfähige Minderjährige pri-
vat versichert, bedarf es der Zustimmung der Eltern.

Für den Fall, dass die sorgeberechtigten Eltern das Kind
begleiten, wie in Beispiel 3, hat der BGH jüngst ausge-
führt:

„Wird ein minderjähriges Kind von seinen Eltern in
einer Arztpraxis (…) zur medizinischen Behandlung vor-
gestellt, kommt der Behandlungsvertrag in der Regel
zwischen den Eltern und dem Behandelnden als einem
Vertrag zugunsten des Kindes zustande (§§ 630 a, 328
BGB). Dies gilt – jedenfalls bei kleinen Kindern – auch
dann, wenn diese in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung mitversichert sind [4].

Minderjährige erscheint in Praxis

>7 Jahre: Es bedarf Zustimmung beider 
Sorgeberechtigter. Ausnahme: GKV-Patien-

tin mit Versicherungskarte ab 15 Jahren
<7 Jahre: Vertragsschluss nicht möglich

Eltern schließen den 
Behandlungsvertrag idR. 

zugunsten der 
Minderjährigen ab.

Minderjährige muss 
über Behandlung 

aufgeklärt werden und 
selbst einwilligen

Beide Sorgeberechtigten müssen 
aufgeklärt werden und in die 
Behandlung einwilligen. Die 

Minderjährige muss auch über die 
Behandlung informiert werden.

Minderjährige muss über 
Behandlung aufgeklärt werden 

und selbst einwilligen

Mitwirkung des nicht 
anwesenden Elternteils 

erforderlich: anwesendes 
Elternteil muss ermächtigt/

bevollmächtigt sein

anwesender Elternteil gilt als 
ermächtigt/bevollmächtigt: er/sie 

kann Behandlungsvertrag abschließen, 
aufgeklärt werden und in 
Behandlung einwilligen

alleinmit beiden Elternteilen

Behandlungsvertrag BehandlungsvertragBehandlungsvertragAufklärung und 
Einwilligung

Minderjährige ist 
einwilligungsfähig.

Minderjährige ist 
einwilligungsfähig.

Minderjährige ist 
einwilligungsfähig.

Minderjährige ist 
einwilligungsfähig.

Aufklärung und 
Einwilligung

mit einem Elternteil

Drei-Stufen-Theorie

Familiengericht entscheidet auf Antrag eines Elternteils gem. §1628 BGB

keine Mitwirkung beider Sorgeberechtigten

entgegenstehende Umständeabwesender Elternteil muss 
miteinbezogen werden.

123

▶Abb. 1 Algorithmus zur Erstellung eines Behandlungsvertrags und zur Einwilligung in die Behandlung bei Minderjährigen.
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Nur in Ausnahmefällen schließen die Eltern den
Behandlungsvertrag im Namen des Kindes ab [5]. Die
Eltern werden also in der Regel Vertragspartner (Pa-
tient i. S. d. § 630a BGB) und zur Zahlung verpflichtet.

Erscheint nur ein Elternteil, wie in Beispiel 1, bei der Be-
handlerin und sind die Eltern getrennt, dann schließt
grundsätzlich nur dieses Elternteil den Behandlungs-
vertrag ab, der zugunsten des Kindes wirkt. Nur dieses
Elternteil wird aus dem Behandlungsvertrag berechtigt
und verpflichtet. Ob es zu einem solchen Vertrags-
schluss berechtigt ist, ist eine Frage, die unten vertieft
wird.

Merke
In der Regel werden die Eltern minderjähriger
Patienten gemeinsam oder allein Vertragspartner
des/der Behandelnden.

Einwilligung in die Behandlung
Gemäß § 630d BGB muss vor jeder Behandlung die Ein-
willigung der Patientin eingeholt werden. Bei ge-
schäftsfähigen Patientinnen wird die Einwilligungsfä-
higkeit vermutet. Ist die minderjährige Patientin ein-
willigungsunfähig, muss die Einwilligung von den Sor-
geberechtigten eingeholt werden. Für eine wirksame
Einwilligung ist nach § 630e BGB eine ordnungsgemä-
ße Aufklärung über die vorzunehmende Behandlung
erforderlich.

Ob ein Minderjähriger einwilligungsfähig ist, hängt da-
von ab, ob er „nach seiner geistigen und sittlichen Reife
die Bedeutung und Tragweite des Eingriffs und seine
Gestaltung zu ermessen vermag“ [6]. Starre Alters-
grenzen gibt es nicht. Das 14. Lebensjahr ist jedoch ein
grober Richtwert. Während jüngere Minderjährige
nach dem ersten Anschein nicht über die natürliche
Einsichts- und Entschlussfähigkeit verfügen, die für die
Einwilligungsfähigkeit erforderlich ist, ist dies bei älte-
ren Minderjährigen eher der Fall [7].

Anhand folgender Kriterien kann der/die Behandelnde
eine Entscheidung im konkreten Einzelfall treffen [8]:
▪ Informationsverständnis
▪ Einsicht
▪ Urteilsvermögen
▪ Kommunikationsfähigkeit
▪ Bestimmbarkeit des Willens

Minderjährige müssen über ausreichende Fähigkeiten
verfügen, um die Aufklärung zu verstehen, den Nutzen
einer Behandlung gegen die Risiken abzuwägen und
eine eigenverantwortliche Entscheidung zu treffen [9].
Dabei muss der/die Behandelnde seine/ihre Feststel-
lungen schlüssig und umfassend dokumentieren, denn

im Prozess trägt er/sie die Darlegungs- und Beweislast
[10].

Merke
Bei einwilligungsunfähigen Minderjährigen müssen
die Sorgeberechtigten aufgeklärt und deren Einwilli-
gung eingeholt werden. Die Minderjährige ist ent-
sprechend ihrer Fähigkeiten über die Behandlung zu
informieren.

Inwieweit eine einwilligungsfähige Minderjährige, wie
in Beispiel 2, auch einwilligungszuständig ist, also
unabhängig von den Eltern rechtswirksam in die Be-
handlung einwilligen kann, ist in der Rechtsprechung
umstritten und gesetzlich leider nicht geregelt [11].
Die Diskussion dreht sich dabei um das Spannungsver-
hältnis zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der
Minderjährigen und dem Elternrecht [12]. Auch die Ge-
richte vertreten unterschiedliche Ansichten: Entweder
wird angenommen, dass eine solche Minderjährige al-
leinentscheidungsbefugt ist oder dass ihr ein Veto-
Recht gegenüber der Entscheidung der Eltern zusteht,
oder schließlich, dass ein Konsens mit den Eltern erfor-
derlich sei [13].

Merke
Einwilligungsfähige Minderjährige dürfen eigenstän-
dig in die Behandlung einwilligen und müssen dem-
entsprechend aufgeklärt werden.

Die Situation ist sehr unbefriedigend: Entweder riskiert
der Behandler, dass die Behandlung mangels wirksa-
mer Einwilligung rechtswidrig ist, oder er verstößt ge-
gen die Schweigepflicht, da die Eltern einer alleinent-
scheidungsbefugten, einwilligungsfähigen Minderjäh-
rigen nicht hätten involviert werden dürfen. Nach hier
vertretener Auffassung sollte der Behandler die Einwil-
ligungsfähigkeit der Minderjährigen sorgfältig ermit-
teln und dies dokumentieren. Hält er die Minderjährige
für einwilligungsfähig, sollte er zunächst klären, ob die-
se damit einverstanden ist, die Eltern zu involvieren.
Wenn dies der Fall ist, ergibt sich kein Problem. Wenn
die Minderjährige damit nicht einverstanden ist, sollte
der Behandler mit Rücksicht auf das spezifische Ver-
trauensverhältnis, das für den Erfolg einer psychothe-
rapeutischen Behandlung grundlegend ist, von der Ein-
beziehung der Eltern absehen. In diesem Fall muss die
für einwilligungsfähig gehaltene Minderjährige aufge-
klärt und ihre Einwilligung eingeholt werden.

Aber auch einer einwilligungsunfähigen Minderjähri-
gen, wie in Beispiel 3, müssen die wesentlichen Um-
stände der Behandlung erläutert werden. Dies fordert
§ 630e Abs. 5 BGB und entspricht dem allgemeinen
Persönlichkeitsrecht der Minderjährigen. Sie darf nicht
im Unklaren über das Ob und Wie einer Behandlung ge-
lassen werden und ist daher entsprechend ihren Ver-

SOPs / Arbeitsabläufe

110 Stellpflug Martin H. SOP Umgang mit… KJP up2date 2026; 3: 108–113 | © 2026. Thieme. All rights reserved.



El
ek

tr
on

is
ch

er
 S

on
de

rd
ru

ck
 z

ur
 p

er
sö

nl
ic

he
n 

Ve
rw

en
du

ng
 –

 E
le

ct
ro

ni
c 

of
fp

rin
t f

or
 p

er
so

na
l u

se
 

ständnismöglichkeiten über die beabsichtigte Behand-
lung und ihre Wirkungen zu informieren [14]. Auf die
erforderliche Aufklärung und Einwilligung der Sorgebe-
rechtigten hat der § 630e Abs. 5 BGB aber keinen Ein-
fluss [15]. Die Folgen einer fehlenden Information der
einwilligungsunfähigen Minderjährigen sind gesetzlich
nicht geregelt.

Merke
Auch einwilligungsunfähige Minderjährige sind nach
Einwilligung der Eltern entsprechend ihrer Fähigkei-
ten über die Behandlung zu informieren.

Vorgehensweise bei getrennt
Sorgeberechtigten
Nach §§ 1626, 1629 BGB steht das Sorgerecht und die
damit verbundene Vertretung grundsätzlich beiden
Elternteilen gemeinsam zu – auch im Falle einer Tren-
nung. Sowohl der Abschluss des Behandlungsvertrages
als auch die Einwilligung sind Teil der Personenvorsor-
ge [16]. Damit haben beide Eltern das Recht und die
Pflicht, gemeinsam über die Gesundheitsvorsorge des
Kindes zu entscheiden. Die Eigenständigkeit des Kindes
als sogenannte Teilmündigkeit ist die Grenze der Per-
sonenvorsorge der sorgeberechtigten Eltern.

Die Aufklärung und Einwilligung in die
ärztliche Behandlung

Wenn Minderjährige einwilligungsfähig sind, müssen
diese selbst in die Behandlung einwilligen und entspre-
chend aufgeklärt werden. Bei einwilligungsunfähigen
Minderjährigen bedarf es für die Aufklärung und Einwil-
ligung beider sorgeberechtigter Elternteile.

Von der Notwendigkeit, beide Elternteile miteinzube-
ziehen, gibt es nur dann eine Ausnahme, wenn es sich
um Angelegenheiten des täglichen Lebens oder um
Eil- bzw. Notmaßnahmen aufgrund einer entsprechen-
den elterlichen Aufgabenverteilung handelt [17]. Psy-
chotherapeutische oder psychiatrische Behandlungen
sind in der Regel weder Eil- oder Notmaßnahmen noch
Alltagsangelegenheiten, sondern Maßnahmen von grö-
ßerer Bedeutung.

Erscheint nur ein Elternteil, wie in Beispiel 1, wird
rechtlich zwischen einer Bevollmächtigung und einer
Ermächtigung unterschieden [18]. Wenn der Elternteil
nur im eigenen Namen auftritt, muss er dafür ermäch-
tigt sein. Wenn der Elternteil im Namen beider auftritt,
muss er dazu vom abwesenden Elternteil bevollmäch-
tigt sein. Unabhängig von der Unterscheidung heißt
das für die Praxis, dass der nicht anwesende Elternteil
einverstanden sein muss. Für solche Situationen hat
der Bundesgerichtshof (BGH) 1988 eine Drei-Stufen-
Theorie entwickelt (▶Abb.1) [19].

▪ Routinefälle: Der/die Behandelnde kann aufgrund
einer allgemeinen Funktionsaufteilung davon aus-
gehen, dass der anwesende Elternteil vom abwe-
senden Elternteil ermächtigt wurde und ihn daher
vertreten darf, solange keine entgegenstehenden
Umstände bekannt sind.

▪ Eingriffe schwerer Art mit nicht unbedeutenden
Risiken: Der/die Behandlende muss sich vergewis-
sern, dass der erschienene Elternteil zur Einwilligung
ermächtigt ist. Er/Sie darf dann auf die beschriebene
Ermächtigung vertrauen, solange dem nichts ent-
gegensteht.

▪ Schwerwiegende und weitreichende Entschei-
dungen: Der/die Behandlende darf nicht auf eine
Ermächtigung vertrauen, da es nicht naheliegt, dass
der erschienene Elternteil allein entscheiden darf.
Hier muss vielmehr die Einwilligung beider Eltern-
teile eingeholt werden.

Für das Vorgehen in solchen Situationen ist also die Art
der Behandlung maßgeblich. In einer dem Fallbeispiel 1
ähnlichen Konstellation hat das Berufsgericht Nieder-
sachsen entschieden, dass es sich mindestens um eine
Behandlung der Stufe 2 handelt, also um einen Eingriff
schwerer Art mit nicht unbedeutenden Risiken [20].
Dies dürfte auch im Regelfall bei psychiatrischen oder
psychotherapeutischen Behandlungen gelten. In
einem anderen Urteil hat das gleiche Berufsgericht zu-
dem angenommen, dass die Trennung der Eltern ein
schwerwiegender Anhaltspunkt für einen entgegen-
stehenden Willen des nicht anwesenden Elternteils sei
[21]. Somit darf man bei getrennten Sorgeberechtig-
ten nicht davon ausgehen, dass der eine mit Ermächti-
gung/Bevollmächtigung für den anderen handelt. Die
Behandlerin muss sich also aktiv um die Einwilligung
beider Elternteile bemühen. Dafür reicht bereits ein Te-
lefongespräch, das in der Patientenakte zu dokumen-
tieren ist.

Merke
Für die Aufklärung und Einwilligung in die medizini-
sche Behandlung bedarf es im Falle einwilligungsun-
fähiger minderjähriger Patienten einer gemeinsamen
Erklärung und Entscheidung beider Sorgeberechtig-
ter.

Solange der Behandlerin die Einwilligung beider Eltern-
teile nicht vorliegt, darf sie die Behandlung nicht vor-
nehmen. Kann kein Einvernehmen hergestellt werden,
sei es, weil ein Elternteil gegen die Behandlung ist
oder weil dieser Elternteil nicht auffindbar ist, kann die
Entscheidung über die Behandlung auf Antrag eines El-
ternteils gemäß § 1628 BGB dem Familiengericht über-
tragen werden. Erforderlich ist, dass die Entscheidung
eine gewisse Erheblichkeitsschwelle überschreitet, d.
h., dass es sich nicht um eine Routineuntersuchung
handelt [22]. Das Gericht kann dann über das „Ob“
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und das „Wie“ entscheiden. In der Regel fällt das Ge-
richt eine Entscheidung, die einem der beiden Eltern-
teile das Recht zur alleinigen Entscheidung gibt. Maß-
stab ist dabei allein das Kindeswohl.

Der BGH hatte 2017 in einem solchen Verfahren über
die Entscheidungsbefugnis über Impfungen zu ent-
scheiden [23]: Die Mutter wollte die Tochter nicht imp-
fen lassen, der Vater schon. Beide beantragten beim
Familiengericht die Übertragung der alleinigen
Gesundheitsfürsorge. Der BGH stellte klar, dass es sich
dabei nicht um eine Angelegenheit des alltäglichen Le-
bens handelt. Wenn sich die Eltern nicht einigen kön-
nen, erhalte derjenige die Entscheidungsbefugnis, des-
sen Lösung dem Wohl des Kindes besser gerecht wer-
de. Konkret sahen sie dies bei dem Elternteil, der der
STIKO-Empfehlung folgte. Dieser Entscheidung schlos-
sen sich Gerichte während der Corona-Pandemie an
[23].

Der Behandlungsvertrag

Für den Abschluss des Behandlungsvertrags gilt hier
Folgendes: Erscheinen Minderjährige allein, muss
grundsätzlich die Zustimmung beider Elternteile vor-
liegen. Ist die Minderjährige, wie in Beispiel 2, gesetz-
lich versichert und über 15 Jahre alt, ist der Vertrags-
schluss auch mit ihr möglich.

Erscheint nur ein Elternteil zusammen mit der minder-
jährigen Patientin, wie in Beispiel 1, wird auch hier
rechtlich zwischen einer Bevollmächtigung und einer
Ermächtigung unterschieden [24]. Wenn der erschie-
nene Elternteil vom abwesenden Elternteil ermächtigt
ist, wird er alleiniger Vertragspartner. Wenn der Eltern-
teil bevollmächtigt ist, werden beide Vertragspartner.
Wann der Therapeut davon ausgehen darf, dass der an-
dere Elternteil einverstanden, ist der oben genannten
Theorie des BGH zu entnehmen.

Merke
Ein Elternteil kann einen Behandlungsvertrag allein
abschließen, wenn der andere Elternteil damit ein-
verstanden ist.

Abhängig davon, ob die Behandlung eher der Stufe 2
oder der Stufe 3 zuzuordnen ist, muss sich der/die Be-
handelnde entweder bei entgegenstehenden Anhalts-
punkten oder in jedem Fall um die Zustimmung des an-
deren Elternteils bemühen. Auch hier kann die Ent-
scheidung im Streitfall auf das Familiengericht übertra-
gen werden.

Zuletzt ist hier noch die Ausnahme des Notvertre-
tungsrechts gemäß § 1629 Abs. 1 S. 4 BGB zu nennen.
Danach kann ein Elternteil bei Gefahr im Verzug alle
Rechtshandlungen vornehmen, die zum Wohl des Kin-
des unaufschiebbar notwendig sind. Die Voraussetzun-

gen dafür sind aber nur in extremen Ausnahmesituatio-
nen gegeben [25].

KERNAUSSAGEN

▪ In der Behandlung minderjähriger Patientinnen
mit getrennt sorgeberechtigten Eltern ist
rechtlich zu unterscheiden zwischen dem Ab-
schluss des Behandlungsvertrags und der Ein-
willigung in die Behandlung. In beiden Fällen
gilt, dass zwischen den Elternteilen Einverneh-
men bestehen muss.

▪ Der Gesetzgeber hat klar geregelt, wie zu ver-
fahren ist, wenn eine einvernehmliche Ent-
scheidung nicht herbeigeführt werden kann:
Die Entscheidung obliegt dann dem Familien-
gericht. Dieses entscheidet im Sinne des Kin-
deswohls.

▪ Für die Fallbeispiele bedeutet dies:
Es wurde weder ein Behandlungsvertrag ge-
schlossen noch liegt eine wirksame Einwilligung
vor. Die Psychotherapeutin hätte sich mit der
Auskunft der Mutter nicht zufriedengeben dür-
fen, da Anhaltspunkte (die Trennung und die
mangelnde Erreichbarkeit) vorlagen, die gegen
das Einverständnis des Vaters sprechen. Sie
hätte auf ein Einvernehmen der Eltern hinwir-
ken und der Mutter ggf. raten müssen, das
Familiengericht hinzuzuziehen
1. Der Psychotherapeut konnte einen wirksa-

men Behandlungsvertrag mit Lena schlie-
ßen. Bezüglich der Einwilligung und Aufklä-
rung bewegt sich der Psychotherapeut in
einem Bereich erheblicher rechtlicher Unsi-
cherheit. Wenn er die Einwilligungsfähigkeit
gründlich ermittelt und die Gründe, die da-
für sprechen, ausreichend dokumentiert hat,
dann hat er sich rechtlich abgesichert und
zugleich den Erfolg der Behandlung nicht
gefährdet.

2. Die Eltern schließen den Behandlungsvertrag
gemeinsam ab. Auch für die Einwilligung
und Aufklärung kam es auf sie an. Jedoch
hätte hier noch das Kind dem Alter entspre-
chend informiert werden müssen.

SOPs / Arbeitsabläufe
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